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Name….Adresse…..           Ort…..Datum
Per E-Mail
 Genehmigung-IVDa431@rpda.hessen.de
An das

Regierungspräsidium Darmstadt 
Wilhelminenstr. 1-3
64283 Darmstadt
Windkraftanlagen im Odenwaldkreis, Gemarkung Oberzent
Etzean/Katzenwinkel
Aktenzeichen: IV/Da 43.1 – 53e 621-7/2-WP Etzean-1-

Sehr geehrte Damen und Herren,
1. Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 BImSchG
Der südliche Odenwald ist bekanntermaßen eine äußerst windschwache Region. Die topographische Lage in Verbindung mit dem Waldbestand ergibt eine sehr geringe Windhöffigkeit. Dies kann durch eigene, von einem qualifizierten Ingenieurbüro durchgeführte reale Windmessungen am Finkenberg, aber auch durch die geringe Windhöffigkeit einiger in Betrieb befindlicher WKA in unserer Nähe nachgewiesen werden. Meteorologen bestätigen übereinstimmend, dass nutzbares Windaufkommen nur in Verbindung mit Großwetterlagen entsteht. Hinzu kommen  Abschaltzeiten wegen Naturschutz​auflagen oder technisch bedingter Maßnahmen (Schall, Schattenwurf). Dies führt dazu, dass der in wind​schwachen Regionen gewonnene Strom überwiegend das bereits bestehende Überangebot an Strom erhöht.
Auch eine Beteiligung der betroffenen Bevölkerung an diesem Windpark kann ausgeschlossen werden.

Ein öffentliches Interesse an der minimalen Stromgewinnung der obigen pro​jek​tierten Windräder ist vor diesem Hintergrund nicht gegeben. Auch die Gemeinde Oberzent hat ihr Einvernehmen zu diesem Projekt nicht erteilt und macht ihrerseits öffentliche Belange geltend. Das Erholungsgebiet „Marbachstausee“ sowie der “Bike-Park“ werden ausgebaut. Deren Nutzung wird durch Windräder stark be​einträchtigt und widerspricht einem Wachstum des Tourismus. 

Nach den bisherigen Planungen sollte die Zuwegung u.a. über ein Grundstück der Gemeinde Oberzent verlaufen. Dazu hat die Gemeinde ihre Zustimmung ver​weigert. JUWI hat daher die Zustimmung eingeklagt, die Klage aber schließlich zurückgenommen. Die Frage der Zuwegung ist daher derzeit völlig offen.
Außerdem ist zu berücksichtigen, dass das Ausnahmerecht nach § 35 BauGB kein absoluter Rechtsanspruch ist und somit stets im Hinblick auf andere Schutzrechte wie Landschaftsschutz und Naturschutz abzuwägen ist.
Damit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des Privile​gierungs​tat​bestands nach § 35 Abs. 1 BauGB nicht erfüllt.
2. Schutzgut Landschaftsbild
Das Landschaftsbild ist durch das BNatSchG besonders geschützt. Hinzu kommt die Ausweisung des Odenwalds als UNESCO Geo-Naturpark. Der Odenwald würde durch den Bau von weiteren Windkraftanlagen seinen einzigartigen Charakter in erheblichem Maße verlieren. Umso wichtiger ist es, dieses Land​schaftsbild als Grundlage für den Tourismus und als zentralen Standortfaktor der Region zu erhalten.

Der Bau von WKA auf dem Höhenrücken des „Katzenwinkels“ stellt einen gravierenden Eingriff in das Landschaftsbild der Region dar. Die Gutachten des Antragstellers bestätigen, dass die geplanten Anlagen mit einer Höhe von 240 m weit über den Waldbestand hinausragen und in Verbindung mit der beschriebenen Fernwirkung des Höhenzugs weitreichende Auswirkungen auf das Landschaftsbild mit sich bringen. Die Visualisierung des Antragstellers (Landschaftspflegerischer Begleitplan LBP, Abbildungsverzeichnis, Fotosimu​lationen Abbildungen A1 bis A 28) ist in einer Art und Weise angefertigt, die keine reale Darstellung widergibt. Die Mehrzahl der Fotos ist aus sehr großer Entfernung erstellt worden. Der Hinter​grund ist hell grau, ebenso die eingefügten Windräder, sodass sich keinerlei Konturen abzeichnen. Die Visualisierungen des Antragstellers sind daher nicht verwertbar.
Die Kumulierung weiterer Windkraftanlagen im näheren Umfeld zu den für Etzean beantragten 3 WEA  wie Geisberg (5), Finkenberg (geplant 9), Flockenbusch (geplant 8), Stilfüssel (5), Kahlberg (5), Greiner Eck (5) führt zu einer nicht vertretbaren Bedrängungswirkung, die einer Genehmigung entgegenstehen.

3. Naturschutz/ Fauna
Der Odenwald ist das Habitat sowie Rückzugs-, Transit-, und Rastgebiet für eine Vielzahl von Vogelarten und Wildtieren. Flora und Fauna weisen eine große Anzahl besonders geschützter Arten wie Luchs, Wildkatze, Haselmaus und Äskulap-Natter, Rotmilan, Schwarzmilan, Schwarzstorch, Falken, Fischreiher, Wespenbussard und Kolkrabe, sowie Eulen und Käuze aus. Im Grunde stellt der Odenwald in Gänze aus faktischen Gründen ein Vogelschutzgebiet dar. Eine vollständige Kartierung liegt dennoch nicht vor, weil dafür bisher die Mittel fehlten.
Der Katzenwinkel ist ein Gebiet mit einer ungewöhnlich großen Vielzahl von Tieren unterschiedlichster Art. Beeinträchtigungen der Fauna, insbesondere von Greifvögeln und Fledermäusen, sind einerseits durch den Verlust an Lebens​räumen und andererseits durch die Rotordrehungen, aber auch durch Luftdruckver​änderungen im Nahbereich unbestreitbar. Eine Verletzung nach § 44 Abs.1 Nr. 1 und 2 BNatSchG ist sehr wahrscheinlich. 
Die vorliegenden Gutachten der JUWI reichen für eine Genehmigung des Vor​habens nicht aus. Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Einschränkung der Beeinträchtigungen sind ungeeignet.
4. Schallimmissionen und Schattenwurf
1.0  In den Unterlagen des Projektierers JUWI findet die Existenz des Gestüts Etzean (Ortsstr.34)  keine Berücksichtigung. Dessen Weideflächen befinden sich in einer Entfernung von 650 m zu WEA 3. Dieses Gestüt ist über die Grenzen von Deutschland hinaus für seine Zucht von hochwertigen Renn​pferden bekannt. Die Auswirkungen von Schall, Infraschall und Bedrängung bei einer Bauhöhe von 240 m sind schwer erfassbar, aber in jedem Fall nachteilig für diese hochsensiblen Tiere.
2.0   Der projektierte Windpark Katzenwinkel von JUWI befindet sich in einer Ent​fernung von 3,5 km  zum Windpark Geisberg und von 3,8 km zum ge​planten Windpark „Finkenberg“. Dies unterschreitet den für solche Anlagen vorgegebenen Mindestabstand von 5,0 km. Zugleich ist unter dem Gesichts​punkt der Kumulierung von Windkraftanlagen eine Baugenehmigung an diesem Standort nicht zulässig.
3.0  Laut der vorgelegten Gutachten der Projektierer befinden sich im direkten Ein​flussbereich der WEA 1, WEA 2 und WEA 3 allein 10 Wohnhäuser, deren Zahl jedoch nicht vollzählig ist.
4.0  Bezüglich der Schallimmissionen nähern sich laut Gutachten des Schalltech​nischen Büros „pies“ eine Vielzahl der untersuchten 16 Immissionsorte den berechneten Grenzwerten, bei 2 Häusern werden Überschreitungen ausge​wiesen. Zunächst ist festzustellen, dass diese Immissionsorte weit mehr als 16 Wohnhäuser betreffen. Die Zuordnung in Tabelle 10 „Gesamtbelastung“ wurde allerdings nicht nach der zu Beginn genannten Einstufung als „reines Wohngebiet“ entsprechend dem Bebauungsplan vorgenommen. Auch folgt die Berechnungsmethode nicht konsequent dem anzuwenden „Interims​berechnungsverfahrens“. Der Bodendämpfungswert von 3 dB wurde nicht herausgerechnet. Bei Korrektur um diese Faktoren würde sich ein völlig anderes Bild mit weit mehr Überschreitungen ergeben.

Es gibt für Lagen im Mittelgebirge (Topographie) und im Wald kaum Er​fahrungswerte. Die Berechnungen der Gutachter können nur als theoretische Werte angesehen werden. Es werden Abschaltmechanismen bei Über​schreiten der Grenzwerte vorgeschlagen. Das bestätigt die Unsicherheit in der Berechnung.                                                
Die vorliegenden Schallgutachten sind für eine Beurteilung nicht aussagekräftig und daher nicht zu akzeptieren. 
5.0  Auch bezüglich des Schattenwurfs weisen die vom Projektierer vorgelegten   

Gutachten eine große Zahl von Überschreitungen aus. 9 Häuser sind bei entsprechenden Verhältnissen Beeinträchtigungen durch Schattenwurf ausgesetzt.
6.0  Die ermittelten Überschreitungen können auf Vorschlag der Gutachter von 
JUWI durch technische Einrichtungen zur Einhaltung von Richtwerten durch die Programmier​ung von Abschaltzeiten kompensiert werden. Bei der technischen Beschreibung der Anlagen sind jedoch solche Einrichtungen nicht vorgesehen. Selbst wenn eine solche Lösung technisch möglich ist, ist die Einhaltung der Richtwerte nicht gewährleistet. Eine Kontrolle durch den Betreiber ist nicht ausreichend und inakzeptabel. Es wäre eine  neutrale, externe, konstante und qualifizierte Überwachung zu gewährleisten sowie die Festlegung von Sanktionen und Ahndung von Verstößen.  
Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Reduzierung der Beeinträchtigungen sind daher nicht geeignet und können nicht eine Genehmigungsfähigkeit herbeiführen.
5. Waldschutz/Forstrecht
Der Wald ist ein rechtlich geschütztes Gut, das nur aus schwerwiegenden Gründen verletzt werden darf (vgl. dazu Bundeswaldgesetz, Hessisches Forstgesetz, Bundesnaturschutzgesetz). Der Wald ist ein für lebenswerte und erlebenswerte Lebensräume essentielles Ökosystem. Daher muss der Wald in zusammenhängenden größeren Flächen als harte Tabuzone für Windenergie (vgl. OVG Münster vom Juli 2013, VGH Kassel März 2011) erhalten werden. Windkraftanlagen gehören nicht zu der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung von Wäldern im Sinne des Bundeswaldgesetzes.

Der Wald ist von großer Bedeutung für die Umwelt. Er ist wesentlicher Bestand​teil für einen leistungsfähigen Naturhaushalt, unser Klima, den Wasserhaushalt und die Reinhaltung der Luft. Er ist wichtig für das Landschaftsbild, die Infrastruktur und die Erholung der Bevölkerung

Ein Windpark in diesem Gebiet zerstört nicht nur partiell, sondern in einem weitreichenden Ausmaß die Biozönose Wald, welche auf eine Mindest-flächengröße mit geschlossener Struktur angewiesen ist, und zerstört das Erscheinungsbild ganzer Waldlandschaften.
Jede Rodung von Wald erfordert die Schaffung von Ausgleichsflächen. Die Rodungsfläche für die geplanten 3 WEA beträgt nur 2,2 ha final und 4,6 ha temporär. Nicht enthalten darin sind die Rodungsflächen für die Zuwegung (bisher keine Angaben), die überproportional ausfallen können.
Da keine Ausgleichsflächen verfügbar sind, soll dieser Mangel durch die Zahlung einer Ausgleichsabgabe abgegolten werden, wofür verschiedene Berechnungen vorgeschlagen werden.

Der Leiter der Unteren Naturschutz Behörde, Herr Klaus Bischoff  hat sich bei mehreren Gelegenheiten darüber beklagt, dass die Bewaldung selbst verein​barter Ausgleichsflächen in der Vergangenheit nur selten umgesetzt wurde. Er lehnt daher Ausgleichszahlungen ab. Gerade jetzt nach dem außerordentlichen Verlust an Wald durch die Trockenheit und den Borkenkäfer sei eine weitere Reduzierung der vorhandenen Waldflächen durch Rodung nicht verantwortbar.
6. Denkmalschutz/Tourismus

Das Projektierungsgebiet Katzenwinkel befindet sich in einer Entfernung von  1.400 m  zum Denkmal „Beerfeldener Galgen“. Er ist der besterhaltene „dreischläfrige“ Galgen in ganz Deutschland und damit ein Rechtsdenkmal von nationaler Berühmtheit und außergewöhnlicher kulturhistorischer Bedeutung. Er wird täglich von Reisegruppen und anderen Touristen besucht. Windräder mit einer Höhe von 240 m haben eine Bedrängungswirkung auf die Besucher und beeinträchtigen durch zusätzlichen Schall und Schattenwurf das Kulturerleben der Besucher.
7. Brandschutz 
Ein effektiver Brandschutz, sei es Brandbekämpfung oder Brandkontrolle im Zusammenhang mit WEA im Wald ist bisher aufgrund der Anlagenhöhe und der Brandausbreitung durch brennende abgeschleuderte WEA-Teile nicht nachgewiesen. Gerade im Hinblick auf die erhöhte Brandgefahr wegen anhaltender Trockenheit der letzten Jahre erfordert das Zusatzrisiko durch den Bau von WEA besondere Beachtung.
In den Antragsunterlagen des Projektierers JUWI sind auch Angaben zum geplanten Brandschutz ausgeführt. Diese beziehen sich allerdings ausschließlich auf Maß​nahmen zur Verhinderung einer Ausbreitung von Feuer in der Anlage selbst. Auch hier wurde bei der technischen Ausstattung nur eine minimale Ausrüstung vor​ge​sehen. Mindestens wäre ein automatisches Gondellöschsystem vorzusehen. Angaben zur Bekämpfung eines Waldbrandes als Folge von brennenden herab​fallenden Bau​teilen eines Windrades fehlen. Fazit/Genehmigungfähigkeit

In Anbetracht der gegenwärtigen Sachlage und unter Berücksichtigung der von mir vorgetragenen Einwände kann keine positive Entscheidung über den vorliegenden Bauantrag getroffen werden. Selbst wenn eine einzelne Einwendung in der Entscheidungsfindung für eine Ablehnung nicht ausreicht, so kann die Summe der Einwendungen nur zu einer Ablehnung des vorliegenden Bauantrags führen.
Name/Unterschrift


